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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtiinie 
des Rates vom 23. November 1970 über Zusatzstoffe in der Tierernährung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei Anwendung der Richtlinie des Rates vom 
23. November 1970 über Zusatzstoffe in der Tier- 
ernährung ^), zuletzt geändert durch die achte Richt- 
linie der Kommission vom 26. Februar 1974 zur 
Änderung der Anhänge der vorgenannten Richt- 
linie^), hat sich ergeben, daß eine Definition des Be- 
griffs der Tiere erforderlich ist. 

Soweit dieser Begriff auch Hobbytiere umfaßt, 
soll später geprüft werden, ob der Erlaß einer ge- 
sonderten Richtlinie hinsichtlich der Futtermittel für 
diese Tiere geboten erscheint. 

Es hat sich außerdem herausgestellt, daß der Text 
der Richtlinie einiger Korrekturen sowie einiger 
technischer Äußerungen bedarf, die auf Grund ge- 
wisser Änderungen der Anhänge durch die Kom- 
mission erforderlich geworden sind. 

Die Erfahrungen mit Anhang II der Richtlinie, der 
alle diejenigen Zusatzstoffe enthält, die bis Ende 
1975 auf nationaler Basis in den Mitgliedstaaten zu- 
gelassen werden dürfen, haben gezeigt, daß es ge- 
boten erscheint, diesen Anhang auch künftig als 
Eingangs- und Ausgangsstufe für die Zulassung von 
Zusatzstoffen auf Gemeinschaftsebene (Anhang I) zu 
benutzen. Dies setzt jedoch voraus, daß besondere 
Anforderungen für die Aufnahme von Stoffen in 
Anhang II festgelegt werden. 


Nachdem die Anpassung der Anhänge an die 
wissenschaftliche und technische Entwicklung durch 
die Richtlinie Nr. 73/103/EWG des Rates vom 
28. April 1973^) und damit die Zulassung und Strei- 
chung der Zusatzstoffe dem Verfahren des Ständi- 
gen Futtermittelausschusses unterworfen worden ist, 
sollten auch die Reinheitskriterien für die zuge- 
lassenen Zusatzstoffe nach diesem Verfahren fest- 
gelegt werden. 

Darüber hinaus erscheint es geboten, die Fest- 
legung von Kriterien für die Zusammensetzung und 
die Beschaffenheit der zugelassenen Zusatzstoffe 
vorzusehen. 

Die Erfahrungen im Verkehr mit Futtermitteln, 
die Zusatzstoffe enthalten, machen es erforderlich, 
die Kennzeichnung dieser Futtermittel einschließlich 
der Vormischungen zu verbessern - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie vom 23. November 1970 wird wie 
folgt geändert: 

1. In Artikel 2 wird folgender Buchstabe eingefügt: 

„g) Tiere: Tiere von Arten, die üblicherweise 
von Menschen gehalten und gefüttert 
werden." 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 14. Dezember 1970, S, 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 

vom S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 10. Mai 1973, S. 17 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 02221 / 36 35 51 



Drucksache 7/2482 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


2. Artikel 3 Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung : 

„(4) Antibiotika (Anhang I Teil A und Anhang 
II Teil A) und Wachstumsförderer (Anhang 
I Teil J und Anhang II Teil E) dürfen nur 
mit einem anderen Antibiotikum oder 
Wachstumsförderer gemischt werden, es sei 
denn, daß es sich um eine bereits in diesen 
Anhängen vorgesehene Mischung handelt." 

3. In Artikel 3 Absatz 7 werden in der Einleitung 
die Worte „mit Ausnahme der Stoffe E 709 und 
E 712" gestrichen. 

4. In Artikel 3 Absatz 7 Buchstabe B werden die 
Worte „alle übrigen Antibiotika" durch die 
Worte „Zink-Bacitracin Spiramycin" und „Vir- 
giniamycin" ersetzt. 

5. In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a werden das 
Wort „fünf" durch das Wort „acht" und die 
Worte „in Anhang 1" durch die Worte „in An- 
hang I oder 11" ersetzt. 

6. In Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b werden die 
Worte „innerhalb eines Zeitraums von fünf Jah- 
ren nach der Bekanntgabe dieser Richtlinie" ge- 
strichen. 

7. Artikel 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Nach dem Verfahren des Artikels 16 a 
und unter Berücksichtigung der wissen- 
schaftlichen und technischen Erkenntnisse 
werden Kriterien für die Zusammen- 
setzung, Reinheit und Beschaffenheit der 
von dieser Richtlinie erfaßten Zusatz- 
stoffe festgelegt." 

8. In Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe B wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„Der Stoff kann für einen bestimmten Zeit- 
raum in Anhang II aufgenommen werden, wenn 
die Anforderungen von Buchstaben Ab und e 
weiterhin erfüllt sind." 


9. In Artikel 6 Absatz 2 wird folgender Buchstabe 
eingefügt: 

„C. Ein neuer Stoff oder ein neuer Verwen- 
dungszweck für einen Stoff wird in Anhang 
II nur eingetragen, wenn die Anforderun- 
gen von Buchstaben A b, c und e erfüllt sind 
und wenn auf Grund vorliegender Ergeb- 
nisse zu erwarten steht, daß auch die ande- 
ren Anforderungen von Buchstabe A erfüllt 
sind." 

10. In Artikel 9 Absatz 1 werden in der Einleitung 
hinter den Worten „an D- Vitaminen (Anhang I 
Teil H Nr. 1)" die Worte „und an Wachstums- 
förderern (Anhang I Teil J)" eingefügt. 

11. In Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b werden 
hinter dem Wort „D-Vitaminen" die Worte 
„oder Wachstumsförderer" eingefügt. 

12. In Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c wird folgen- 
der Gedankenstrich angefügt: „- Wachstums- 
förderer 1000 ppm". 

13. Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe g erhält fol- 
gende Fassung: 

„g) gemäß Artikel 4 Abs. 1 Buchstaben c, d 
und e zugelassene Stoffe: Art und Gehalt;". 

14. In Artikel 10 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz eingefügt: 

„ (2 a) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß 
bei den von ihnen auf Grund von Ar- 
tikel 4 Abs. 1 Buchstaben a, b und f zuge- 
lassenen Zusatzstoffen auf der Verpak- 
kung oder dem Etikett die Art ange- 
geben wird. Sie können vorschreiben, 
daß auch der Gehalt angegeben werden 
muß." 

15. In Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 werden 
die Worte „des Anhangs I" durch die Worte 
„der Anhänge I oder 11" ersetzt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - 1/4 -68Q70~E- Ti 3/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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16. Hinter Artikel 11 wird folgender Artikel ein- 
gefügt: 

„Artikel 11a 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Vor- 
mischungen nur in den Verkehr gebracht wer- 
den dürfen, wenn auf der Verpackung oder auf 
dem Etikett angegeben wird: 

a) daß die Vormischung nicht zur unmittel- 
baren Verfütterung bestimmt ist, 

b) das zulässige Höchstverhältnis der täglichen 
Ration," 

17. In Anhang II wird eine neue Spalte mit der 
Überschrift „Dauer der Ermächtigung" einge- 
fügt. In dieser Spalte wird bei allen zur Zeit in 
diesem Anhang aufgeführten Zusatzstoffen das 
Datum „31. Dezember 1975" eingefügt. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um 

a) Artikel 1 Abs. 5, 6, 7, 8 und 9 spätestens am 
1. Juli 1975, 

b) den übrigen Bestimmungen dieser Richtlinie 
spätestens am 1. Juli 1976 

nachzukommen. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

Die Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
270 vom 14. Dezember 1970, S. 1) über Zusatzstoffe 
in der Tierernährung ist allgemein als ein wichtiger 
Schritt zur Harmonisierung des Futtermittelrechts 
angesehen worden. Diese Richtlinie steuert nicht 
nur den Einsatz von Zusatzstoffen in Futtermitteln, 
sondern sie schützt auch erstmals die Verbraucher 
der Gemeinschaft gegen eine übermäßige Verwen- 
dung von Zusatzstoffen. 

Diese Tendenz hat sich bei der Anwendung der 
Richtlinie weiterhin verstärkt. 

Als die ursprüngliche Richtlinie durch die Richtlinie 
des Rates vom 28. April 1973 zur Änderung der 
Richtlinie vom 23. November 1970 über Zusatzstoffe 
in der Tierernährung (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 124 vom 10, Mai 1973, S. 17) 
geändert und für die Änderung der Anhänge das 
Verfahren des Ständigen Futtermittelausschusses 
eingeführt worden war, ergriff die Kommission un- 
verzüglich die Initiative, um eine Reihe von Anti- 
biotika aus dem Anhang I (Liste der Zusatzstoffe, 
die in der gesamten Gemeinschaft zugelassen wer- 
den müssen) zu eliminieren. Sie setzte außerdem für 
eine Anzahl der in Anhang II (Liste der Zusatz- 
stoffe, die vorübergehend noch zusätzlich national 
zugelassen werden dürfen) befindlichen Zusatzstoffe 
restriktive Verwendungsbedingungen fest. 

Auf der anderen Seite entwickelte die Kommission 
die Anhänge im Sinne einer Verbesserung der Pro- 
duktionsbedingungen für die Landwirtschaft weiter. 
Dieser Prozeß setzt sich ständig fort, und bisher 
sind seit der ersten Reform des verfügenden Teils 
der Richtlinie im April 1973 acht Änderungen der 
Anhänge erfolgt. Weitere Änderungen sind in Vor- 
bereitung. 

Die Erfahrungen während der vorgenannten Ände- 
rungen haben aber auch gezeigt, daß das derzeitige 
Verfahren noch nicht voll zufriedenstellt. Nach der 
gegenwärtigen Konzeption, die in der geltenden 
Richtlinie ihren Ausdruck findet, war der Anhang I 
als die Regel gedacht. Anhang II war nur geschaffen 
worden, um diejenigen Stoffe aufzunehmen, hin- 
sichtlich deren man sich bei Verabschiedung der 
Richtlinie noch nicht einigen konnte, die damals 
aber in mindestens einem Mitgliedstaat bereits nach 
Grundsätzen zugelassen worden waren, die denen 
der Richtlinie zumindest nahe kommen. Die in An- 
hang II aufgeführten Stoffe sollten für den nationa- 
len Zugriff frei bleiben; ein Mitgliedstaat, der aber 
keinen Gebrauch von dieser Möglichkeit macht, 
sollte nach Artikel 14 kein Recht haben, tierische 
Erzeugnisse von seinem Markt mit der Begründung 
zurückzuweisen, daß im Erzeugerland Anhang-II- 
Stoffe verwendet worden sind. 


Bei diesen Stoffen handelte es sich einmal um alt- 
bekannte Stoffe, die in einigen Mitgliedstaaten be- 
reits wieder aufgegeben worden waren; zum ande- 
ren aber auch um neue Stoffe, hinsichtlich deren 
einige Mitgliedstaaten noch Erfahrungen sammeln 
wollten. Da man davon ausging, daß diese Lage 
innerhalb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe 
der Richtlinie an die Mitgliedstaaten bereinigt sein 
würde, befristete der Rat die Anwendbarkeit des 
Anhangs II entsprechend. Diese Frist endet im Laufe 
des November 1975. 

In Wahrheit hat Anhang II sich aber bereits allge- 
mein als eine Eingangs- und Ausgangsstufe be- 
währt. Seit Verabschiedung der Richtlinie vorge- 
schlagene neue Stoffe oder Verwendungszwecke 
sind nämlich fast ausnahmslos zuerst einmal in An- 
hang II aufgenommen worden, weil es immer wie- 
der Mitgliedstaaten gab, die einen gewissen Zeit- 
raum für die eigene Prüfung neuer Stoffe aus ande- 
ren Mitgliedstaaten für erforderlich hielten. Ande- 
rerseits war es nur dadurch möglich, eine Anzahl 
von Zusatzstoffen aus dem. Anhang I zu eliminie- 
ren, weil man ihnen über die Aufnahme in Anhang 
II noch eine gewisse Auslauffrist gab. 

Dieses Verfahren soll nun dadurch generalisiert 
werden, daß die einzelnen in Anhang II aufgeführ- 
ten Stoffe zeitlich in ihrem Zugriff für die nationa- 
len Regierungen befristet werden. Dabei soll die 
für die derzeit in Anhang II aufgeführten Erzeug- 
nisse geltende Frist (Ende 1975) praktisch erhalten, 
die Festlegung der Fristen jedodi künftig dem Ver- 
fahren des Ständigen Ausschusses unterworfen 
werden. 

Da sich die Revision der Anhänge durch den Bei- 
tritt der neuen Mitgliedstaaten verzögert hat, soll 
außerdem die Fünfjahresfrist (um drei Jahre) ver- 
längert werden, innerhalb derer die Mitgliedstaaten 
national Stoffe zulassen dürfen, die anderen als den 
in Anhang I aufgeführten Stoffgruppen angehören. 
Dabei sollte auch auf die in Anhang II genannten 
Stoffgruppen Bezug genommen werden, die teil- 
weise über die des Anhangs I hinausgehen. Sicher- 
gestellt bleibt dabei, daß sich diese Ermäditigüng 
nicht auf Stoffe mit hormonaler oder antihormo- 
naler Wirkung bezieht. 

Wichtig ist außerdem, daß künftig auch für alle nach 
Anhang II kommenden Stoffe Beweisunterlagen für 
die Unschädlichkeit, die Analysierbarkeit und die 
Wahrung der human- und veterinärmedizinischen 
Belange vorgelegt werden müssen. 

Die Änderungsrichtlinie soll weiterhin einen Streit- 
punkt ausräumen, der sich hinsichtlich des sach- 
lichen Geltungsbereichs ergeben hat. Die überwie- 
gende Mehrzahl der Mitgliedstaaten geht nämlich 
davon aus bzw. hat inzidenter anerkannt, daß sich 
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die Richtlinie auf die Ernährung aller Tiere bezieht. 
Einer der neuen Mitgliedstaaten bestreitet dies, er 
will sie zur Zeit nur auf Nutztiere beschränkt sehen. 

Vieles mag für die Zweckmäßigkeit einer solchen 
Beschränkung sprechen. Dies gilt besonders hin- 
sichtlich der sog. Hobbytiere, wie z. B. der Hunde, 
der Katzen, der Kanarienvögel und der Zierfische. 
Deshalb behält sich auch die Kommission vor, zu 
gegebener Zeit erneut die Frage zu prüfen, ob für 
diese Tierarten nicht eine besondere Rechtsordnung 
geschaffen werden sollte, zumal die Zusammen- 
setzung der für sie bestimmten Futtermittel anders 
als diejenige für Nutztiere ist. Andererseits sollten 
schon jetzt die sogenannten wilden Tiere, zu denen 
auch die meisten der in zoologischen Gärten ge- 
haltenen Tiere gehören, vom Sachbereich der Richt- 
linie ausgeschlossen werden. 

Bei der ersten Novellierung war versäumt worden, 
die erforderliche Festlegung der Reinheitskriterien 
dem Verfahren des Ständigen Ausschusses zu unter- 
werfen. Da es sich hierbei um technische Durch- 
führungsmaßnahmen handelt, sollte dies nunmehr 
geschehen. Diesem Verfahren sollte auch zusätzlich 
die Festlegung von Kriterien für die Zusammen- 


setzung und die Beschaffenheit zugelassener Stoffe 
unterworfen werden. 

Eine Reihe weiterer Änderungen der Richtlinie sind 
rein technischer Natur, sie unterliegen aber dem 
Ratsverfahren, weil sie nicht in den Anhängen ver- 
ankert liegen. 

Die wesentlichen Bestimmungen der Richtlinie sol- 
len bereits bis 1. Juli 1975 in nationales Recht um- 
gesetzt werden, damit durch das Auslaufen der Be- 
fristung des Anhangs II keine rechtliche Lücke ent- 
steht. 

Der Entwurf ist in cier Arbeitsgruppe der Kommis- 
sion „Futtermittelrecht" mit den Vertretern der 
Regierungen erörtert worden. Dabei wurde in 
Grundsatzfragen bereits weitgehende Übereinstim- 
mung festgestellt. 

Zum Entwurf sind außerdem die auf Gemeinschafts- 
ebene bestehenden Berufs- und Verbraucherorgani- 
sationen konsultiert worden. Dabei konnte eben- 
falls eine sehr weitgehende Übereinstimmung zu- 
gunsten des Entwurfs festgestellt werden. 
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